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Jochimsen, H.: Zur Planung der standortgerechten Unternehmensentwicklung – Beispiel: Das 
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Die Diskussion um das "Einzelbetriebliche Förderungsprogramm" (EFP) ist in der letzten Zeit 
verstClrkt worden (Wiss. Beirat beim BML, 1976; Agrar-Europe-Dokumentation, 1975; Agrar­
soziale Gesellschaft, 1975; BLOCK, H.-J., 1976; MEINHOLD, K., LAMPE, A., BECKER, 
H., 1976; KÖHNE, M., 1976; sowie verschiedene BeitrClge in: Innere Kolonisation, 24 
(1975), Heft 5). Ohne auf die vielen Einzelaspekte einzugehen, sollen im vorl iegenden Bei­
trag einige AusfUhrungen zum EFP aus der Sicht der Planung der Unternehmensentwicklung 
gemacht werden. In bewußter Einengung der Fragestellung soll erörtert werden, 

(1) welche Anforderungen an den Betriebsentwicklungsplan (BEP) - als Methode zur Planung 
der Untemehmensentwicklung - aufgrund theoretischer Überlegungen gestellt werden mUs­
sen und 

(2) inwieweit es in der Vergangenheit gelungen ist, mittels BEP entwicklungsfClhige und nicht 
entwicklungsfClhige Betriebe zu trennen und welche SchlUsse daraus fUr die entsprechen­
den Richtl inien zu ziehen sind. 

2 GrundsCltze und BestimmungsgrUnde der Unternehmensentwicklu!!.Q 

Einige GrundsCltze und BestimmungsgrUnde der Unternehmensentwicklung können durch fol­
gende zusammenfassenden Überlegungen angedeutet werden: 
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(1) Wachstum bzw. Unternehmensentwicklung kann allgemein als eine ErhtShung des Erful­
lungsgrades der jeweil igen Ziele, z. B. Umsatz, MarktsteIlung oder Einkommen, defi­
niert werden (LUCKAN, 1970, S. 17 ff). Dies bedingt eine Darlegung der Ziele der 
Landwirte und ihrer mit dem EFP angestrebten Mindestniveaus. 

(2) Ziel der staatl ichen Förderung 1) ist die Schaffung von entwickl ungsföhigen Betrieben, 
die "bei Anwendung rationeller Produktionsmethoden den in ihnen beschäftigten Personen 
ein angemessenes Einkommen sowie befriedigende Arbeitsbedingungen gewährleisten" 
(EG, 1972). Dies kann unter den gegebene!) Bedingungen langfristig nur durch eine Ver­
besserung der Faktorallokation, d.h. durch Investitionen erreicht werden, denen wegen 
der Begrenztheit von Boden und Absatzmögl ichkeiten Desinvestitionen in anderen Betrie­
ben gegenUberstehen mUssen. Wegen der relativ zu den Erfordernissen zu geringen Faktor­
mobilitöt - insbesondere der Arbeitskräfte - erfolgt u.a. eine selektive Förderung von be­
stimmten Investitionen in "entwicklungsföhigen" Betrieben. Dabei wird angestrebt, daß 
sich diese Betriebe nach der Anpassungsphase ohne weitere staatliche Hilfe entwickeln 
können. Die Förderung beschränkt sich auf die Erreichung und Erhaltung eines bestimm­
ten Mindestniveaus des Einkommens. Die nachfolgenden Ausfuhrungen beschäftigen sich 
daher vornehmlich mit Fragen eines Mindestwachstums. 

(3) Die Entwicklung landwirtschaftl icher Betriebe vollzieht sich (in den meisten Ländern) 
unter den Bedingungen real wachsender Einkommen anderer Sektoren und laufender Geld­
entwertung. Es kann sinnvoll erweise angenommen werden, daß sich das Ziel "ausreichen­
des Einkommen" nicht auf den Gewinn einer Unternehmung sondern auf das langfristig 
entnahmefähige Einkommen, den ,Konsum, bezieht (KU HLMANN, F., 1971, Kapitell). 
Dann bedeutet dieses Ziel-Einkommen eine Zeitreihe zukUnftiger Entnahmen, die nach 
Maßgabe des außerlandwirtschaftlichen Wachstums und der Inflation ansteigen. Eine der­
artige Entwicklung durfte im allgemeinen nur Uber einen zunehmenden Kapitaleinsatz er­
reichbar sein. Je nach der zukUnftigen Kapital rentabil ität und dem Antei I der Eigenfinan­
zierung stehen Teile des Gewinns nicht fUr den Konsum zur VerfUgung, sondern mUssen 
fUr Nettoinvestitionen verwendet werden. Gewinn und Entnahmen sowie daraus resultie­
rende Eigenkapitalbildung sind damit wesentliche Kriterien der Entwicklungsfähigkeit. 

(4) Der zuvor genannte "Einkommens"-Begriff bedarf einer weiteren Erläuterung. Eine ratio­
nale Strukturpolitik wird bei der Vergabe von Förderungsmitteln eine Anpassung der Ent­
lohnung der in der Landwirtschaft gebundenen Faktoren Arbeit und Kapital an die ande­
rer Sektoren anstreben und somit die Förderung vom Erreichen eines bestimmten funktio­
nellen Einkommens (Arbeitseinkommen, Kapitalverzinsung) abhängig machen (LANG­
BEHN, C., 1973; NEANDER, E., 1975). Dieses Verfahren verlangt allerdings die sehr 
schwierige Bewertung der VermögensgUter auf der Grundlage ihrer alternativen Verwen­
dungsmöglichkeiten. DarUber hinaus bedarf es einer Quantifizierung alternativer Arbeits­
entlohnung in nicht landwirtschaftlichen Sektoren, wobei Qualifikation und Aufnahme­
fähigkeit des Arbeitsmarktes aber auch abweichende Lebenshaltungskosten, Steuerbela­
stung etc. zu beachten wären. Ein Durchschnittswert mit gewisser Regionalisierung wird 
dem Problem nicht gerecht (SCHMITT, G., in Agra-Europe-Dokumentation, 1975). 

Nicht nur im volkswirtschaftlichen Sinne sondern auch aus der Sicht des Landwirts fUhrt 
eine Entscheidung anhand der jeweiligen Faktorentlohnung im Vergleich mit alternativen 
Nutzungsmögl ichkeiten zum optimalen Ergebnis. Falls aber daneben das Ziel "ausrei­
chender verfUgbarer Einkommen" verfolgt wird, erscheint eine Beurteilung aufgrund der 

1) Auf die zunehmende l!nd sehr problematische Verwendung der Investitionsförderung zur di­
rekten Minderung inter- und intrasektoraler Einkommensdisparitäten kann hier ebensowenig 
wie auf die sozial motivierte Wohnraumförderung oder andere gesamtwirtschaftl iche Ziele 
eingegangen werden. 
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personellen Einkommen als Summe von Arbeits- und Eigenkapitalentlohnung sachgerechter 
(KÖHNE, M., 1973; 1974). Die Höhe des Einkommens wird dabei an seiner Verwendung 
fUr Konsum und Eigenkapitalbildung gemessen. 

Da das EFP in Anpassung an die EWG-Richtlinien in der Tat mit seinem Ziel-Arbeitsein­
kommen (Förderschwelle) nach Abzug einer gewissen, nicht unproblematischen Kapital­
verzinsung vom funktionellen Einkommensbegriff ausgeht, ist nach den Bedingungen einer 
Übereinstimmung mit einer Beurteilung nach den personellen Einkommen zu fragen. 

(5) Aufbauend auf den Darlegungen von KUHLMANN kann der entnahmeftlhige Anteil des Un­
ternehmenserfolges im Familienbetrieb in stark vereinfachender Weise wie folgt darge­
stellt werden (KUHLMANN, F., 1971; vgl. auch LASSEN, P., 1976) 1): 

(1) Ct = ~ - i • (l-a) - a.f] ·Vt 

wobei Ct = Konsum im Jahre t 

Vt = Vermögen im Jahre t 

. P = Kapitalproduktivittlt (konstant) 
= Fremdkapitalzins (konstant) 

a = Eigenkapitalanteil (konstant) 
f = Wachstumsrate des Konsums ist. 

Die BerUcksichtigung der funktionellen Einkommensentstehung kann folgendermaßen darge­
stellt werden: 

(2) ~-j.(l-a)J ·Vt=At+a.Vt·r 

(3) 

wobei A das Arbeitseinkommen und r der Eigenkapitalzins ist. 
Dies in (1) eingesetzt, ergibt: 

C = A +a·V ·r - a.f·V 
t t t t 

Daraus lassen sich unter Beachtung der o.a. Annahmen die folgenden SchlUsse ableiten: 

- In einer Wirtschaft ohne Wachstum (und ohne Inflation), d.h. bei f = 0, könnte der 
Landwirt Arbeitseinkommen und Eigenkapitalzinsertrag konsumieren, ohne das Bestehen 
des Unternehmens zu geftlhrden. 
Falls erwUnschte Steigerungsrate des Konsums in v. H. und in der Kalkulation verwende­
ter Eigenkapitalzins in v. H. identisch sind, kann in diesem Falle maximal ein Betrag 
in Höhe des Arbeitseinkommens entnommen werden. 
Falls die Konsumsteigerung den Eigenkapitalzins Uberschreitet, steht das Arbeitseinkom­
men nicht in vollem Umfang fUr den Konsum zur VerfUgung. Die zur Erhaltung der lang­
fristigen Leistungsftlhigkeit des Unternehmens notwendigen Investitionen erfordern mehr 
Eigenkapitalbildung als in Form des Zinsertrages rechnerisch zur VerfUgung steht. 

Die letztgenannte Situation dUrfte im Prinzip fUr die Berechnung des Arbeitseinkommens 
nach den Richtlinien des EFP zutreffen, wenn die Eigenkapitalbewertung und -verzinsung 
im unteren Teil des zultlssigen Bereiches durchgefUhrt wird. In diesem Falle darf das er­
rechnete Arbeitseinkommen nicht voll entnommen werden; eine Parittlt zu anderen Sekto­
ren bei .gleichzeitiger Unternehmensentwicklung kann somit trotz Erreichens der Ziel­
schwelle nicht verwirklicht werden. 

1) Die ausfuhrliche Ableitung befindet sich im Anhang. Auf die angenommene Konstanz von 
p, i und a muß besonders hingewiesen werden. 
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Unter den derzeitigen Bedingungen wachsender Betriebe ist die Annahme eines konstanten 
Eigenkapitalanteils allerdings zu restiktiv. Gleichung (3) müßte unter sonst unveränder­
ten Annahmen erweitert werden (siehe Anhang Gleichung 8), wobei a* der Eigenkapital-
anteil der Nettoinvestition ist. • (1 ) 

• p-I· -at 
(4) C = A + a ·V ·r - a ·V of. 

t t t t p-i· (1-at+1) 

Falls der Eigenkapitalanteil des Betriebes durch stärker fremdfinanzierte Nettoinvestitionen 
sinkt (at> at+1)' kann r in Abhängigkeit von den jeweiligen Bedingungen unterhalb f 

liegen und trotzdem das Arbeitseinkommen voll für den Konsum zur Verfügung stehen. 
Beispielsweise könnte trotz eines Eigenkapitalzinses von nur 3,5 % der Konsumzuwachs 
6 % betragen, wenn die Nettoinvestition abweichend von einem 75 %igen Eigenkapital­
anteil des Gesamtbetriebes mit nur 43 % Eigenkapital finanziert wird (V = 600.000; 
1= 30.000; p = 0,1; i = 0,06). Andererseits verlangen stark verschuldete Betriebe nach 
einer umgekehrten Entwicklung (KÖHNE, M., 1974 b), so daß r größer als f sein 
müßte. 

Die begrUndete Annahme, daß für einen Einzelbetrieb bei mittelfristiger Betrachtung die 
Kapital produktivität, der Fremdkapitalzins, der Eigenkapitalanteil und die Sparquote 
keine unveränderlichen Größen sind, macht eine genaue quantitative Analyse der Unter­
nehmensentwicklung erforderlich. Die jährliche Entwicklung muß mittels eines Verlaufs­
modelles (dynamischer Voranschlag, Simulation) oder eines dynamischen Optimierungs­
modells vorauskalkuliert werden (HINRICHS, P., und BRANDES, W., 1974; IRWlN, 
G.D., 1968; JOCHIMSEN, H., 1974, Kap. 2.2.3). Dabei sind neben der Ausgangs­
faktorausstattung Annahmen über die zukünftige Preis-Kosten-Entwicklung, die sich än­
dernden naturalen Ertrags-Aufwands-Beziehungen, über Investitionsrichtung, -umfang 
und -zeitpunkt, die Finanzierung und die erwünschte Höhe und Steigerung des Konsums 
zu treffen. Diese Ansätze müssen in irgendeiner Form in den Richtl inien oder Durchfüh­
rungsbestimmungen zum EFP geregelt werden. Hinweise dazu sollen im letzten Abschnitt 
gegeben werden. 

Überschlägige Kalkulationen lassen erkennen, daß in vielen auf Wachstum angewiesenen 
Betrieben die erforderliche Eigenkapitalbildung größer als der entsprechend den Richtli­
nien kalkul ierte Eigenkapitalzinsanspruch ist. Das Erreichen der Zielschwelle von 
23.000, -- DM je Norm-AK und ein "paritätischer" Konsum in ebendieser Höhe sind so­
mit allein keine ausreichende Bedingung für einen langfristig existenzfähigen Betrieb. 

(6) Die mit dem EFP angestrebte langfristige Existenzsicherung der Vollerwerbsbetriebe unter­
stellt das Konzept der physischen Substanzerhaltung (reale oder substantielle Kapitaler­
haltung) zuzüglich eines für reales Einkommenswachstum notwendigen realen Vermögens­
zuwachses 1). Der dafür erforderliche einbehaltene Gewinn (Eigenkapitalbildung) wird 
davon beeinflußt, von welchem Selbstfirianzierungsanteil ausgegangen wird. Dabei kann 
m. E. im Rahmen der Vergabe öffentl icher Mittel nicht die ForderJJng nach konstanten 
Anteilen sondern allein nach im Hinbl ick auf die Existenzsicherung mindestens notwen­
digen Ante ilen vertreten werden. 

1) Zu den verschiedenen Substanzerhaltungskonzepten vg!.: KÖHNE, M., 1975; 
KUHLMANN, F., 1971, S. 8 - 19; LECHNER, K., 1976; SIEGEL, T., 1976; 
KOSIOL, E., 1959. 
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3 Analyse von Betriebsentwicklungsplänen und Buchabschlussen 

Im folgenden sollen einige (vorläufige) Ergebnisse einer Analyse von schleswig-holsteinischen 
Betrieben angefuhrt werden, die im Jahre 1971 eine Förderung in Anspruch nahmen. Der hier 
vorliegende erste Teil der Ergebnisse beschränkt sich auf Betriebe, die allein Zinsverbilligung 
in Anspruch genommen haben. Die Ergebnisse von Betrieben, die "bauliche Maßnahmen im 
Altgehöft" mit öffentlichen Darlehen durchgefUhrt haben, sollen ebenso wie methodische 
Aspekte demnächst veröffentl icht werden. 

FUr die Auswertung standen eine kurzgefaßte Abschrift des Betriebsentwicklungsplanes (BEP) 
sowie der Buchabschluß 1974/75 zur VerfUgung. Fehlende, mangelhafte oder zu stark verein­
fachte AbschlUsse (Stufe I oder 11) engten die Zahl von Betrieben auf 448 ein. Auch diese 
verbleibenden wiesen einige kleinere LUcken und Ungereimtheiten im Abschluß auf, die fUr 
Außenstehende schwer erklärbar waren. Insgesamt gesehen mußte festgestellt werden, daß 
zwar in den zuständigen Institutionen die Einhaltung der Vorlagepflicht Uberwacht wird, eine 
PrUfung auf Vollständigkeit oder sachliche Richtigkeit im allgemeinen nicht erfolgt (und wohl 
auch eher Aufgabe des Landwirts wäre!). Der im vorliegenden Abschluß eines (I) Jahres aus-' 
gewiesene Erfolg wurde soweit vertretbar nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten kor­
rigiert. 

3.1 Entwicklung der geförderten Betriebe und einige mögliche Bestimmungsfaktoren 

Ausgehend von den Zielen der Förderung und den Erfordernissen langfristig existenzfähiger 
Betriebe, erscheint es zweckmäßig, die Unternehmensentwicklung an der Eigenkapitalbildung 
der Betriebe nach etwa 4 Jahren zu messen. Daneben sind Gewinnhöhe und Privatentnahmen 
zu beachten. Die fUr einen entwicklungsfähigen Betrieb notwendige Mindesteigenkapitalbil­
dung kann wie bereits angedeutet nur im Einzelfall und nur mit relativ aufwendigen Kalkula­
tionen angegeben werden. In dieser Analyse muß daher von pauschalen Schwellenwerten aus­
gegangen werden. Als erste Minimalforderung sollte die Eigenkapitaländerung positiv sein. 
Eigene Kalkulationen (Landwirtschaftskammer, S.-H., 1975/76) ergeben unter bestimmten, 
hier nicht näher erläuterten Annahmen grobe Anhaltswerte von 5.000.-- bis 15.000,-- DM/ 
Jahr fUr Familienbetriebe, aus denen ein zweiter Schwellenwert von 10.000,-- DM abgelei­
tet wird. 

Unter Verwendung tatsächl icher Entnahmen und des (i. d. nach oben) korrigierten Gewinnes 
errechnet sich ein Anteil von 25 v. H. bzw. 41 v. H. der Betriebe unterhalb der alternativen 
Schwellenwerte. Diese Größenordnung wird durch Untersuchungen von LÜTHGE und HÜLSEN 
(LÜTHGE, J., 1976; HÜLSEN, R., 1975) bestätigt. Auf die Schlußfolgerungen ist noch zu­
rUckzukommen . 

Dieses Ergebnis liegt einerseits an teilweise recht hohen Enthahmen (im Mittel aller Betriebe 
48.700,-- DM bei 13.800,-- DM Einlagen) und an den in vielen Betrieben unzureichenden 
Gewinnen. Dies zeigt eine prozentuale Verteilung der Betriebe nach Gewinnklassen (in 
1.000,-- DM): 

<0 0-20 20 - 40 40 - 60 60 - 80 80 - 100 > 100 

3,3 % 12,5 % 26,1 % 25,4 % 15,2 % 6,1 % 11,4 % 

Danach wirtschaften 3,3 v. H. der Betriebe im Untersuchungsjahr mit Verlust bzw. in gut 
40 v.H. der Betriebe liegen die Gewinne unter 40.000,-- DM. Die Eigenkapitalbildung im 
Mittel aller Betriebe liegt bei 14.300, -- DM. 

Zur näheren Beschreibung des Untersuchungsmaterials sind die Mittelwerte (MW) nebst 
Streuung (S) der Merkmale in Übersicht 1 fUr nicht entwicklungsfähige und entwicklungs­
fähige Betriebe zusammengestellt. Aus PlatzgrUnden muß auf eine verbale Erläuterung ver-
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Obersicht 1: Mittelwerte und Streuung aller Merkmale fUr nicht entwicklungsföhige und 
entwicklungsföhige Betriebe 

lVIII NICHT ~NTIII.flET~. ENT"'.RET~IEPE: I 'lER EIl I 
l1>I 111.1 S M\!1 S I M\rI#? I 

I IItJZIIHL BET~IEBE I I 
I [\UCHFllr.P~UNG I I 
I LII NDIJ. NUTZ F'L~ EC HE HII I I 
IZlIPIlCHT HilI I 
IIICKER HilI I 
IKIID'E STCKI I 
IUEElfI.RINDER ~TCYI I 
IS~ UE~ STerI I 
IMIISTSCHWEINE STCYIJlllfflI I 
I~~~EITSrfl~EFTE ~rl I 
IHN[lE~UNG IIrTI VII OMI**1 
I~ENDERUNG FflEM[lYIIPJTIIL 1)MI**1 
IFREMOYIIPITIIL HI~G. TD['III I 
I r L1f1Z Ffl. TOMI **1 
IZH!SE~ lJ~ PIICHTE~ DMI I 
I EI ~~U~r, E~ Ol"!l I 
IGEb'INN (rOflR.) 01'11**1 
IPflI\lIITE~TrJIIH1'!EN DMI*I 
11"'1 LC HL EI S TU~G Ir L1H on. KG I **1 
I GEE~T YGI I 
I MIlflSCH rGI**1 
I G ETR F.I D EER TflllG IHII 0S!. 07 I **1 
1 GEt:~T [\71**1 
1 MIl ~SCH 07. 1**1 

I 13ETPlEEl;.rNnl ICKI H~GC:~ e~II 
IL~~OM .NlIT?FLIlECJ-Ir. IST H~I 
I ZIEL HilI 
IZlIPIlCHT IST HilI 
I 7I EL HilI 
I~CYEJ1 IST H~I 
1 'lIEL HilI 
IKUEHE IST STCYI 
I HEL STen 
IUEJ:\fl.flINI"EFl IST ETcn 

1 

1 
I 
I 
I 
I 
I 

I ZI EL STcn 1 
ISA liEN IST nCJ(I I 
I 71EL STCKI I 
IM~STSCJ-I~.1EI"'E IST STCJ(I I 
I Z IEL ~TCYI I 
IAflBEJTS)(RHFTE IST IIrI 1 
I ZIEL /11'1 I 
IFRE~D)(/lPIT/lL IST T[lMI I 
I ZI CL TOMI I 
tZINSEtJ lI.PIICHT IST !:I MI 'I 
I ZIEL OMI 
IGEI<'JNIJ IST DMJ 
1 ZIEL [lMI 
II'VESTITIONEN L/INO T[lMI 
I \;/J -G EN EUOE TOMI 
I MIISCHINEN T0l'11 
I 1'1 EH T"""I 
I DR/lIN/lGE TD!'II 
I W1HNH/lUS TO""I 
IZ I N~ \lERR • D/lflLEJlE' ID",I 

I 
T 
~ 

I 
I 
I 
1 
I 
I 
I 
I 

112 

78.5 
23.5 
60.3 
16.7 
43.1 

5.3 
1 81 .51 

2.7 
- 66..~21 
147510 
2~ .3 

513.5 
1 ~58 
11 ~~2 
224B4 
5/;783 
444~ 
4535 
,~~33 

451 .3 
.~,' .0 
51).8 

!'i5l.7 
75.5 
111 .,~ 
17.1 
52.7 
58 .~ 
18.1 
17.9 
40.4 
42 .~ 

5.5 
7.4 

158.8 
21/;.2 

2.7 
2.5 

125.'; 
157.0 
H.'ilB6 
1282 7 
40741 
55257 
12.0 
11).4 
37.8 

7.2 
6.3 
1).51 

49 .0 

79.5 
39.8 
76.4 
20.9 
34.1 
14.0 

368.6 
2.3 

58024 
48~07 
206.2 
133.2 
186f:l3 
211)94 
45744 
5P/;7~ 
8132.8 
I'i/l I'i.e 
64et .5 

51 .(11 

7.3 
12.5 

1';4.1'; 

1'i7.9 
1~.7 
23.4 
~ .3 
I'i~ .'~ 
17. i) 
18.111 
31 .4 
34-.5 
11 .0 
1/;.4 

233.1 
343 .~ 

2.4 
2 .~ 

1411.3 
11)~.8 

9812 
11 ~f/17 
42742 
4571 ~ 

34.1 
27 .~ 
49.4 
17.1 
22.5 
28.6 
41 .8 

336 

74.1 
21 .1 
55.4 
19.0 
48.5 
5.6 

1518.1 
2.5 

18667 
-7571 
11'i8.1 
5F.~ 

1412 iCi 
144iCil 
iCi5~ 61'\ 
1!5<3F0 

4871'i 
454!) 
II1I35 
53.1 
31; .1 
':;0.7 

1;3.7 
71 .2 
13.5 
1~."i 
4 !';.,~ 
53.2 
1 P..8 
22 .0 
351 .2 
41 .9 

1'\.3 
7.7 

1 I';k~ • e: 
1516.7 

2.1; 
2.LI 

134.3 
141 .4 

8831 
123.43 
4"'033 
51525':; 
22.0 
21 .0 
35.11 

4.9 
3.7 
3.7 

4r .9 

I 
I 

58.41 
31 .eI 
59.21 
18.<31 
39.01 
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Mittelwerte ausgewählter Merkmale 

Landw. Nutzfläche ha 

Kühe Stck. 

Änderung Aktiva DM 

g .. Fremdkap . DM 

" .c Fremdkapital 
:2 

TDM 

J::: Gewinn DM u 

" m Privatentnahmen DM 

Milch/Kuh kg 

Getrei de / ha dt 

- -------- -- --
Landw. Nutzfläche 

Kühe 
Q; 

N Fremdkapital , 
11. Gewinn w 
m 

Jnvest i tionen 

Zinsverb. Darlehen 

x = sign. bei 5% 

xx = sign. bei 1% 

ha 

Stck. 

TOM 

DM 

TOM 

TDM 

Nicht entwick-
entwickl. lungsfähige 
Betriebe Betrebe" 

78,5 74,1 

16,7 19,0 

- 6630 xx 18667 xX 

14790 xx _ 7571 xx 

202 168 

22484 xx 65966 xx 

56783 x 45980 x 

4449 xx 4876 xx 

49.3 xx 53,1 xx 

-- - -- -- ---
75,S 71,2 

17,9 22,0 

157 141 

55257 56256 

86,6 90,7 

49,0 48,9 

zichtet werden. Ausdrücklich hingewiesen sei auf die mittlere Flächenausstattung von etwa 
75 ha, den Ist-Gewinn von 40.000, -- DM, die schwerpunktmäßigen Investitionen bei Ma­
schinen und den Förderungsumfang von 50.000,-- DM. 

Die vorgenommene Gruppierung der Betriebe erlaubt gewisse Hinweise auf mögliche Ursachen 
unzureichender Unternehmensentwicklung, bzw. auf die Möglichkeiten mittels BEP eine Se­
lektion vorzunehmen. Eine Varianzanalyse zeigt nämlich, daß alle hier erfaßten Merkmale 
des BEP (untere Hälfte der Übersicht 1) keine signifikanten Unterschiede zwischen den ent­
wicklungsföhigen und nicht entwicklungsföhigen Betrieben zeigen, was natürlich nicht be­
sagt, daß sie keinen Einfluß hötten; vielmehr taugen sie nicht für eine Unterscheidung der 
Gruppen. Erstaun I icherweise sind die Merkmale des Produktionsumfanges, des Investitions­
und Förderungsumfanges und der Gewinn des BEP zwischen den Gruppen nicht unterschiedlich. 
Bezüglich der BuchabschlUsse (obere Hälfte der Übersicht 1) zeigen sich neben den bei dieser 
Gruppierung erwartungsgemäß auftretenden Unterschieden im Gewinn und der davon beein­
flußten Fremdkapitalentwicklung deutliche Differenzen bei den Entnahmen (nicht entwick­
lungsföhige Betriebe entnehmen ca. 11.000, -- DM mehr) und vor allem bei den Milchleistun­
gen/Kuh und Getreideerträgen/ha als Indikatoren fUr die Betriebsleiterfähigkeiten (entwick­
lungsfähige Betriebe haben ca. 10 v.H. bessere Naturalleistungen). Ferner zeigen die ent­
wicklungsfähigen Betriebe ein kräftigeres Wachstum des Vermögens (Aktiva). 

Diese Ergebnisse besagen, daß eine sachgerechte Selektion entwicklungsfähiger Betriebe 
mittels BEP nur dann vorgenommen werden kann, wenn die produktionstechnischen Größen 
(Erträge und Aufwand) den Fähigkeiten des Betriebsleiters entsprechend eingesetzt und die 
voraussichtl ichen Entnahmen in real istischer Höhe eingesetzt werden. Eine Entscheidung 
Uber die E,ntwicklungsfähigkeit ausgehend von bestimmten Durchschnittserträgen, Produk­
tionsrichtungen oder -umfängen, von bestimmten Investitions- oder Förderungsumfängen 
kann aus diesem Material nicht gerechtfertigt werden. 
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3.2 Übereinstimmung von Buchabschluß und Betriebsentwicklungsplan 

Das vorliegende Material erlaubt eine Antwort auf die Frage, inwieweit der BEP eine realisti­
sche Vorsch1itzung der tatsachlichen Entwicklung darstellt, mit anderen Worten ob Landwirte 
den Plan realisieren konnten oder wollten. 

Betrachtet man die jeweiligen Mittelwerte verschiedener Merkmale fUr das Planungsziel sowie 
dessen Realisierung und errechnet die mittleren Abweichungen, so erscheint auf den ersten 
BI ick fUr viele Merkmale eine recht gute Übereinstimmung zu herrschen (vgl. Übersicht 2). 

Übersicht 2: Mittlere Abweichungen zwischen Buchabschluß 1974/75 und BEP-Ziel 

Merkmal nicht entwicklungsfahige Betriebe entwicklungsfahige Betriebe 
absolut (v. H.) absolut (v.H.) 

Landw. Nutzfl1iche ha + 3.1 ( 4.l) + 2.9 ( 4.1) 
Zupacht ha + 6.4 (37.4) + 2.5 (13.4) 
Acker ha' + 1.3 ( 2.2) + 2.2 ( 4.1) 
Kuhe Stck. - 1.1 (-6.1) - 3.0 (-13.6) 
Ubriges Rindvieh Stck. + 0.3 ( 0.7) + 6.6 (15.8) 
Sauen Stck. - 2.1 (-28.4) - 2.1 (-27.3) 
Mastschweine Stck/ J. - 34.2 (-15.8) + 1.4 ( 0.7) 
Arbe i tskrafte AK + 0.1 ( 4.0) + 0.1 ( 4.2) 
Fremdkapital TOM + 45.3 (28.9) + 26.6 (18.8) 
Zinsen u. Pachten TOM + 3.4 (26.7) + 1.8 (14.4) 
Gewinn TOM - 32.8 (-59.3) + 9.7 (17.3) 

Die Flachenziele wurden leicht ubertroffen, die Viehzahlen nicht ganz erreicht. Das Fremd­
kapital sowie Zinsen und Pachten liegen höher als vorgeplant, der Gewinn konnte im Mittel 
der Betriebe bis auf 910,-- DM erreicht werden. Eine Gruppierung nach entwicklungsf1ihigen 
und nicht entwicklungsfahigen Betrieben zeigt keine gravierenden Unterschiede außer einer 
bedingt durch den niedrigeren Gewinn st1irkeren Überschreitung der Ziele fUr Kredit sowie 
Zinsen und Pachten. Es fallt allerdings auf, daß unter den entwicklungsf1ihigen Betrieben 
viele sind, die die KUhe im Zuge einer Spezialisierung starker als geplant vermindern, die 
Rindermast ausbauen und die den Zielumfang bei Mastschweinen auch tatsachl ich erreichen. 
Die nicht entwicklungsfahigen Betriebe pachten bei unveränderter Gesamtfl1iche wesentl ich 
mehr zu als vorausgesehen. 

Die weitaus aussagekraftigere Analyse der H1iufigkeitsverteilung der Abweichungen (Abbildung 
1 und 2) zeigt, daß einzelne Betriebe durchaus stark von ihren Zielen abweichen. Es ist da­
bei bemerkenswert, daß bei den Merkmalen bezUg I ich des Produktionsumfanges (sowie vermut­
lich der Stallkapazitaten) eine vergleichsweise gute ~bereinstimmung herrscht. So liegen 
etwa 60 -70 v.H. der Betriebe sehr nahe dem Ziel (- 10 v.H.) 1). Daraus kann gefolgert 
werden, daß Landwirte und Berater bezUg I ich dieser Merkmale hinreichend genau vorauspIo­
nen können und der BEP demnach korrekt ist. Es sind dies Größen, die zum Zeitpunkt der Er­
stellung des BEP bereits weitgehend festgelegt waren und vollslandig in der Hand des Land­
wirts liegen. 

DemgegenUber werden die Fremdkapitalentwicklung sowie die Zinsen und Pachten nur unzu-

1) Das Ergebnis der Mastschweine könnte durch Datenfehler, d.h. eine Verwechslung von 
Bestanden und Produktion, bedingt sein. 
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treffend vorausgesehen; die Abweichungen sind betrttchtlich. So liegen 48 bzw. 66 v.H. der 
Betriebe außerhalb t 30 v.H. der Zielgröße. Der Grund durfte darin zu suchen sein, daß 
der BEP nicht alle in Zukunft erforderlichen Investitionen und deren Finanzierung enthttlt 
und in vielen Betrieben die Eigenkapitalbildung bedingt durch den methodischen Ansatz Uber­
schtttzt worden ist. Vermutl ich I iegen die Privatentnahmen wesentl ich höher als vorhergese­
hen (HULSEN, R., 1975). 

Die Gewinnentwicklung wird von den meisten Betrieben völl ig unzureichend vorausgeschlitzt 
(vgl. Abbildung 2). Die Ubereinstimmung der Mittelwerte tliuscht daruber hinweg, daß 2/3 
der Betriebe (in dem einen Jahr!) das Gewinnziel um mehr als 30 v • H. Uber - oder unter­
schreiten. Hier durfte der Grund neben einer unzutreffenden Annahme Uber die Ertrags-Auf­
wandsverhttltnisse auch in den methodischen Schwttchen des derzeitigen BEP liegen, d.h. ins­
besondere in seinen Preisannahmen. 

4 Schlußfolgerungen fUr das EFP 

Der zuvor empirisch belegte, begrenzte Erfolg einer Selektion entwicklungsftthiger Betriebe 
mittels BEP erlaubt im wesentlichen die zwei folgenden Alternativen fUr ein gettndertes Pla­
nungs- und Prufungsverfahren; der vom Wissenschaftlichen Beirat (Wiss. Beirat beim BML, 
1976, S. 12 ff) vorgeschlagene Ersatz des BEP durch eine einfache "Ertrags-Aufwands-Rech­
nung" stellt dagegen keine wesentliche Änderung dar. 

Die Unsicherheit Uber die zukUnftige Entwicklung der erfolgsbestimmenden Größen sowie die 
Unvollkommenheit des Planungsansatzes 1) lassen eine sachgerechte Beurteilung der Entwick­
lungsftthigkeit im Rahmen eines schematisierenden BEP fraglich erscheinen. Bedenkt man da­
ruber hinaus den mit der Erstellung, Bewilligung und Kontrolle verbundenen beachtlichen Auf­
wand, so kann daraus durchaus der Vorschlag einer Abkehr vom bisherigen Verfahren abgelei­
tet werden. Die Gefahr, daß Landwirte den fUr gut befundenen BEP als staatliche PrUfung und 
Garantie ihrer Zukunftschancen mißverstehen, verstttrkt diese Argumente. 

Zu ersetzen wttre das jetzige Verfahren durch die Vergabe von Förderungsmitteln unter Weg­
fall der bisherigen Bedingungen, insbesondere des Nachweises der Entwicklungsftthigkeit. 
Die Förderung je Betrieb innerhalb eines Zeitraumes mUßte nach oben begrenzt sein. Die In­
vestitionsentscheidung Ittge volistttndig beim Landwirt und seinen Kreditgebem, die in man­
chen Fttllen allerdings stttrker als bisher die Rentabilitttt der Maßnahme und des Gesamtbe­
triebes UberprUfen wUrden. Die mit der Lockerung der Förderungsbedingungen verbundene 
Gefahr des Anreizes von Fehlinvestitionen ist unbestreitbar vorhanden. Fragl ich und bisher 
nicht quantifizierbar ist nur, wie gravierend er im Vergleich zum jetzigen Verfahren ist. Die 
jetzige Förderungspraxis Ittßt die Vermutung zu, daß ein Entschluß eines Landwirtes zur In­
vestition in den meisten Fttllen auch ihre Förderung zur Folge hat. Uberspitzt formuliert 
heißt das, daß die "Entwicklungsftthigkeit" bereits durch die Investitionsentscheidung und 
das Ausfullen (lassen) des Antrages gegeben ist. 

Die bisherigen teilweisen Mißerfolge könnten als 2. Altemative Anlaß sein, das Verfahren 
wesentl ich zu verbessern 2), d. h. zu verschttrfen. Dies setzt allerdings eine klare Prioritttt 
des Zieles der Struktur- gegenUber der direkten Einkommensverbesserung voraus. Es wttren 
dann weniger Fttlle, diese aber prtlziser, unter Einschaltung eines Expertengremiums zu prU­
fen. Dabei mUßte die Entwicklungsflihigkeit unter Beachtung von liquiditlit und Kapitalstruk-

1) Von der Möglichkeit der bewußten Tttuschung zur Erlangung von ZuschUssen wird hier 
gttnzl ich abgesehen. 

2) Eine engagierte Verteidigung fUr die selektive Förderung findet sich bei BLUME, H., 
1975. 
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tur sowie bisheriger Entwicklung festgestellt werden. Es müßte aber auch versucht werden, 
die alternativen Erwerbsmöglichkeiten vor einer Ablehnung zu prüfen. Neben dem Nachweis 
der Förderungswürdigkeit, könnte eine real istischere Darstellung der zukünftigen Situation 
des Landwirtes im eigenen Interesse erfolgen. 

Diese restriktivere Handhabung erscheint vertretbar, da beispielsweise für Schleswig-Holstein 
an hand eines mikroökonomisch orientierten Simulationsmodells (JOCHIMSEN, H., 1975; 
MELF, S. -H., 1976) geschötzt werden konnte, daß von den etwa 40.000 Betrieben 26 -
28.000 als potentiell entwicklungsföhig im Sinne der Richtlinien anzusehen sind und dies in 
einem BEP nachweisen könnten. Unter Berücksichtigung der verfügbaren Aufstockungsflöchen 
(Flöchenbilanz) und bei gegebenen Marktanteilen verbleiben allerdings je nach den getrof­
fenen Annahmen nur 6.000 bis 12.000 mittelfristig entwicklungsföhige Betriebe im Sinne der 
Richtlinien. Im Vergleich dazu wurden von Juli 1971 bis Ende 1975 ca. 1.050 Betriebe als 
Aussiedlung oder bei "baulichen Maßnahmen im Altgehöft" und ca. 7.250 Betriebe mit zins­
verbilligten Darlehen gefördert. - Sollten in einzelnen Regionen trotz umfangreicher Förde­
rungsmögl ichkeiten bei verschörften Anforderungen nur wenige Haupterwerbsbetriebe verblei­
ben, dürften auch im Interesse der Betroffenen die Anforderungen (Förderschwelle) nicht ge­
senkt werden. Vielmehr müßten alle Maßnahmen verstörkt werden, die den aufstockungswil-
I igen und -föhigen Landwi rten ein (Flöchen)wachstum ermögl ichen. Die besondere Förderung 
von Nebenerwerbslandwirtschaft steht dieser Zielsetzung entgegen. 

Die aufgrund der zuvor dargelegten Erörterungen sowie der empirischen Befunde als notwendig 
erachteten Änderungen beziehen sich auf folgende Punkte: 

a) Wenn die mangelhafte Mobilitöt einzelner Produktionsfaktoren als Begründung für die In­
vestitionsförderung akzeptiert wird, folgt daraus die Beschrönkung auf die Förderung von 
Maschineninvestitionen bei Landaufstockung, Geböudeum- und -neubau und Mel ioratio­
nen. Die Investitionen an Umlaufvermögen und Vieh sollten generell nicht förderungsfö­
hig sein. Insbesondere die derzeit übliche teilweise Förderung von Ersatzbeschaffungen 
bei Maschinen erscheint nicht gerechtfertigt. Die Förderung des Landkaufes erscheint aus 
verte i I ungspol i tischen Aspekten unangebracht. 

Die Investitionsförderung ist wegen ihrer langfristigen Wirkung ein wenig geeignetes In­
strument der Marktpolitik, obwohl naturlich von der Förderung in Verbindung mit den je­
weiligen Preisverhöltnissen Rückwirkungen auf das Marktgleichgewicht ausgehen. Aus die­
sem Grunde sollte das EFP alle für landwirtschaftliche Haupterwerbsbetriebe bedeutsamen 
Produkte gleich behandeln. Dadurch wöre die Entscheidung für eine bestimmte Produk­
tionsrichtung störker als bisher der Verantwortung des Landwirtes und seiner Einschötzung 
der zukünftigen Rentabilitötsverhöltnisse überlassen. Würde man, wie des öfteren vorge­
schlagen (Wiss. Beirat beim BML, 1976, S. 9), die Förderung der Milchviehhaltung we­
gen der Überschüsse ganz einstellen, verblieben als förderungsföhige Investitionen im we­
sentl ichen die Maschinenanschaffungen • Die herausragende Förderung der Futterbaube­
triebe sollte allerdings ebenso wie die spezielle Beschrönkung bei Schweinen 1) abgebaut 
werden. Die Wohnraumförderung sollte nur im Rahmen der allgemeinen öffentlichen För­
derung ohne Nachweis der Entwicklungsföhigkeit betrieben werden. Die Mindestgrenze 
fur geförderte Investitionen sollte heraufgesetzt werden, um den in Haupterwerbsbetrie­
ben in der Regel erforderl ichen erhebl ichen Nettoinvestitionen Rechnung zu tragen. 

1) Die jetzige Regelung könnte Landwirte entweder zu für ihren Betrieb zu geringen Be­
standesgrößen, illegalen spöteren Erweiterungen oder manipulierten Abrechnungen ver­
leiten. 
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b) Die in den FBrderungsgrundsötzen sowie den unterschiedlichen jeweiligen "Arbeitsricht­
linien" o.ö. der Lönder 1) vorgesehenen Vorausschötzungen bei Einkommen, Faktor-
und Produktpreisen sowie naturalen Ertrags- und Aufwandsrelationen sind inkonsistent. 
Die Preise fUr Faktoren und Produkte werden als konstant angesetzt. Die zulössigen jöhr­
lichen Naturalertragssteigerungen von 1 - 2 % fuhren demnach zu steigenden Deckungs­
beitrögen je ha bzw. Tier; in Verbindung mit der Fortschreibung des Arbeitseinkommens 
(FBrderschwelle) um real 2 % p.a. muß dies ebenfalls als reale Änderung interpretiert 
werden. Wie LANGBEHN und HEITZHAUSEN belegen, war die Vergangenheit durch 
langfristig real sinkende Deckungsbeitröge bei Getreide und Raps sowie in etwa real kon­
stante bei Milchkuhen und Schweinen gekennzeichnet, wöhrend allein bei Mostbullen 
ein Anstieg zu verzeichnen war. Das derzeit Ubliche Verfahren fuhrt also in der Regel 
zu einer erheblichen Überschötzung der Entwicklungsföhigkeit (LANGBEHN, C., und 
HEITZHAUSEN, G., 1976; vgl. auch KÖHNE, M., 1974 b). 

Die erforderlichen Verbesserungen sollten umfassen: grundsötzlich nominale Fortschrei­
bung, einheitliche Arbeitsrichtlinien uber die voraussichtliche nominale Entwicklung der 
Deckungsbeitröge (statt einer Prognose aller Einzel positionen) und Festkosten sowie reali­
stische Steigerungsraten der Privatentnahmen • Zur Absicherung insbesondere von HBhe 
der Entnahmen sowie naturalen Ertrligen und Aufwendungen sollte wie in Niedersachsen 
die Vorlage von BuchabschlUssen bei AntragsteIlung gefordert werden. 

c) Die in den Löndern recht unterschiedlichen 2), insgesamt aber niedrigen Eigenkapitalzins­
ansprUche sollten durch einheitliche Bewertungen und Zinsansötze abgelöst werden, die 
sich störker an den alternativen Verwendungsmöglichkeiten der Faktoren orientieren. Nur 
dies gewöhrleistet einen volkswirtschaftlich sinnvollen Mitteleinsatz. 

Bezuglich der - wie oben dargelegten - wichtigen Mindest-Eigenkapitalbildung verfahren 
die Lönder ebenfalls sehr unterschiedlich. Neben der nicht quantifizierten Forderung 
nach "angemessener" Eigenkapitalbildung werden bestimmte Betröge, Anteile des Rein­
einkommens oder an den Tilgungen ausgerichtete Werte angesetzt. Trotz erheblicher 
Schwierigkeiten sollten gewisse Richtwerte in Abhöngigkeit von betriebsindividuellen 
Gegebenheiten (Wachstumsrichtung, kurz- und langfristige Verbindlichkeiten, Konsum­
steigerung) erarbeitet und in die Beurteilung der Entwicklungsflihigkeit uber das Ziel jahr 
hinaus einbezogen werden 3). 

Von KÖHNE wurde vorgeschlagen, in vereinfachender Weise die Mindesteigenkapital­
bildung an den Tilgungen zu orientieren (KÖHNE, M., 1970). Dieser Ansatz impliziert, 
daß (rechnerisch) das anfangs vorhandene Aktivvermögen entsprechend den Tilgungsbe­
trligen zunehmend mit Eigenkapital und die Nettoinvestitionen völlig mit Fremdkapital 
finanziert werden. Eine derartige Finanzierungsregel kann bei wechselndem Verschulcfungs­
grad und Wachstum nur zuföllig eine im Sinne von Kosten und Risiko optimale Kapital­
struktur ergeben. Sie ist sachlich nicht zu begrUnden (vgl. auch MEINHOLD, K., und 
LAMPE, A., 1976). Allein im Rahmen einer Liquiditlitsrechnung erlangen die Tilgungen 

1) Den folgenden Ausfuhrungen I iegen zugrunde: Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein; 
1976. 

2) Die Bandbreite reicht von 2.000,-- DM/Betrieb bis zu 6 % des Eigenkapitals It. Bilanz 
bzw. pauschal 100.000,-- DM;Voll-AK; vgl. WIESE, H., 1974. 

3) Eine Beurteilung an hand von Referenzbetrieben, wie vom Wiss. Beirat beim BML vorge­
schlagen, erscheint wegen der Orientierung an Durchschnittswerten nicht sachgerecht. 
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in Verbindung mit den Möglichkeiten und Grenzen erneuter Fremdkapitalaufnahme 
Bedeutung 1). 

d) Die Wirtschaftlichkeit einer geplanten Maßnahme darf allein kein Entscheidungskriterium 
fUr die Förderung sein sondern nur in Verbindung mit dem Nachweis, daß der Betrieb ins­
gesamt einen ausreichenden Gewinn erbringt. Die Forderung (KÖHNE, M., 1974 a) nach 
einem zus1:ltzlichen Nachweis der Wirtschaftlichkeit der Maßnahme ist zwar im Prinzip zu 
unterstUtzen, dUrfte aber in der Praxis kaum zu real isieren sein. Viele umfangreiche 
Maßnahmen können nur im Rahmen des Gesamtbetriebes kalkuliert werden - wie z.B. im 
BEP - und dort sind sie schwer von Änderungen bei Preisen und Produktionsfunktionen zu 
trennen. Bei korrektem Ansatz von Eigenkapitalzinsanspruch und Abschreibung w1:lre die 
Steigerung des Arbeitseinkommen das Maß fUr die einzelwirtschaftliche Rentabilit1:lt der 
Maßnahme. Volkswirtschaftlich sinnvoll w1:lre sie aber nur, wenn der Anstieg größer als 
der Mittelzufluß durch die Zinsverbili igung etc. ist. 

e) Zur exakten Vorsch1:ltzung von Fremdkapitalaufnahme, Zinsen und Eigenfinanzierungs­
möglichkeiten muß der BEP s1:lmtliche Investitionen einschließlich notwendiger Ersatzbe­
schaffungen sowie Aufstockung des Umlaufvermögens enthalten. 

f) Die Ableitung der Anzahl der Arbeitskr1:lfte aus Normwerten fUr den Jahresarbeitsbedarf 
und -leistung ist problematisch. Sie vernachl1:lssigt die Tatsache, daß die Anzahl der AK 
in vielen Betrieben vom saisonalen Bedarf bestimmt ist. Ferner wird das eigentliche Agrar­
strukturproblem verschleiert, das ja gerade darin besteht, daß wegen mangelnder Faktor­
mobilit1:lt bzw. Ganzzahligkeit mehr AK vorhanden sind und entlohnt werden mUssen als 
den Normwerten entspricht. Die tats1:lchliche, mittelfristig unver1:lnderbare Anzahl der AK 
sollte daher ebenfalls angefUhrt werden. 

g) Die sogenannte Prosperit1:ltsklausel schrCinkt die Förderung fUr diejenigen Betriebe ein, 
deren heutiges Arbeitseinkommen die zukunftige Förderschwelle bereits Uberschreitet. 
Richtigerweise mUßte geprUft werden, ob das Arbeitseinkommen in 4 Jahren bei Verzicht 
auf Nettoinvestitionen die Förderschwelle erreicht und ob die zweite Bedingung fUr die 
EntwicklungsfCihigkeit, n1:lmlich die Möglichkeit zur ausreichenden Eigenkapitalbildung, 
erfUllt ist. 

Bei AbwCigung aller Argumente erscheint dem Verfasser die zweite Alternative, d.h. die PrCi­
zisierung und Versch1:lrfung der Anforderungen, zur Weiterentwicklung des EFP mit dem Ziel 
einer Einschr1:lnkung von Fehl investitionen und Fehlentscheidungen am sinnvollsten. Es w1:lre 
allerdings zu prUfen, ob evtl. fUr Investitionen unterhalb einer gewissen Grenze ein verein­
fachtes Verfahren entsprechend der ersten Alternative zweckm1:lßig ist (ROELOFFS in Agra­
Europe-Dokumentation, 1975). 

1) Auf die hCiufig geforderte Beurteilung der IStabilitCit" an hand des VerhCiltnisses von leicht 
verCiußerbarem Vermögen zu Fremdkapital wurde bereits von KÖHNE eingegangen 
(KÖHNE, M., 1974 bj BECKER, J., 1974). 
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Ableitung der in Abschnitt 2 verwendeten Formeln fUr das entnahmefHhige Einkommen 

Gegeben sei die Konsumgleichung 

(5) C = fp - i . (1 - a )l· V - S 
t Lt t tJ t t 

wobei neben den bereits im Text erlHuterten Variablen 

St = Sparsumme des Jahres t ist 

Wenn a* der Eigenkapitalanteil der Nettoinvestition I ist und gv das Vermögenswachs­
tum, dann gilt: 

(6.1) 

(6.2) 

Gleichung (5) lautet dann 

(7) ·V 
t 

Um die Wachstumsrate gv des Vermögens in Abhängigkeit vom Konsumwachstum f darzu­
stellen, wird Gleichung (5) fUr Periode t+l aufgestellt und Ct+l = f·Ct gesetzt: 

f· rt - it • (1 - at~ • Vt - f.S t = ~t+l - it+l • (l - at+l~ . Vt • gv - St+l 

f . Gt - it . (1 - atD • Vt - f·St + St+l 
(8) gv = _=-:'_~--'-=----'-------'---'-':"":" 

rt+l - it+l • (1 - at+l~ . Vt 

Unter der Annahme, daß p, i, a sowie die Sparquote konstant sind (KUHLMANN, F., 
1971, S. 38 ff), gilt: 

gv = f 

und (7) vereinfacht sich zu (vgl. den Text): 

Ct = ~ - i • (l-a) - a . f] • V t 
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